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gelungen, die nach dem AGB zwischen dem Direktor des 
Kombinatsbetriebes und der zuständigen Gewerkschafts­
leitung zu vereinbaren sind. Das sind z. B. die Eingruppie­
rung von in Eingruppierungsunterlagen nicht unmittelbar 
erfaßten Arbeitsaufgaben (§ 101 Abs. 1 Satz 2 AGB), die 
Lohnformen (§ 104 Abs. 2 AGB), die betriebsspezifischen 
Erschwerniszuschläge (§ 112 Abs. 3 AGB), die Betriebs­
prämienordnung (§ 116 Abs. 2 AGB) und die Arbeitszeit­
pläne (§ 167 Abs. 2 AGB). Hierzu ist jedoch zu untersuchen, 
ob das auf Dauer in allen Fällen so bleiben kann. Ebenso 
wie es z. B. bereits gegenwärtig Regelungen in den Rahmen­
kollektivverträgen gibt, die eine einheitliche Lohnform für 
bestimmte Tätigkeiten in allen Betrieben des Geltungsbe­
reichs des RKV vorschreiben, kann es sich auch als not­
wendig erweisen, unter bestimmten Voraussetzungen künf­
tig normative Regelungen zu den angeführten oder ande­
ren Fragen für alle oder mehrere Kombinatsbetriebe ein­
heitlich zu treffen. Dazu wären entsprechende neue Rechts­
vorschriften erforderlich, aus denen sich ergibt, daß das 
Kombinat insoweit eine Ebene der normativen arbeits­
rechtlichen Regelung bildet, während das geltende Recht 
— von gewissen Ausnahmen abgesehen — nur die gesamte 
Volkswirtschaft, die Zweige bzw. Bereiche der Volkswirt­
schaft und die Betriebe als Regelungsebene vorsieht (§§ 9 
bis 12 AGB).

Kombinatsordnungen und Arbeitspflichten 
der Mitarbeiter der Kombinatsbetriebe

Der unterschiedliche Inhalt der Kombinatsordnungen führt 
auch dazu, daß ihre arbeitsrechtlichen Auswirkungen dif­
ferenziert zu betrachten sind.15 Direkte Auswirkungen 
ergeben sich, wie ausgeführt, nicht im Hinblick auf die not­
wendigerweise in den betrieblichen Arbeitsordnungen zu 
regelnden Fragen. Soweit jedoch in Kombinatsordnungen 
Pflichten bzw. Aufgaben der Kombinatsbetriebe enthal­
ten sind, aus denen sich im Rahmen der innerbetrieblichen 
Arbeitsteilung für bestimmte, insbesondere leitende Mitar­
beiter Pflichten ergeben, ist anders zu entscheiden. Hier 
entstehen aus der vereinbarten Arbeitsaufgabe und dem 
damit bestimmten Verantwortungsbereich sowie eventuell 
konkretisierenden Festlegungen im Funktionsplan durch 
die Kombinatsordnungen Arbeitspflichten, da die Arbeits­
aufgabe so zu erfüllen ist, daß der Betrieb durch die Tätig­
keit des Werktätigen allen normativen Anforderungen ge­
recht wird. Insoweit begründen die Kombinatsordnungen 
unmittelbar Pflichten für die betreffenden Mitarbeiter, die 
damit Arbeitspflichten gemäß § 80 Abs. 1 AGB sind. Das 
wird u. E. in zwei Fällen praktisch:

a) wenn in den Kombinatsordnungen Mitarbeiter der 
Kombinatsbetriebe direkt benannt sind, etwa in einer 
„Kombinatsordnung Wissenschaft und Technik“ die Tech­
nischen Direktoren oder in einer „Kombinatsordnung Aus- 
und Weiterbildung“ die Direktoren für Kader und Bildung 
der Kombinatsbetriebe16, für diese Mitarbeiter,

b) wenn in den Kombinatsordnungen Aufgaben für 
bestimmte Struktureinheiten, Fach- oder Funktionalorgane 
der Kombinatsbetriebe festgelegt sind, z. B. für die Abtei­
lungen Materialwirtschaft, den Fuhrpark oder die Sicher­
heitsinspektion, für die jeweiligen Leiter bzw. zuständigen 
Mitarbeiter.

Diese unmittelbaren arbeitsrechtlichen Auswirkungen 
für bestimmte Werktätige ergeben sich daraus, daß die 
Kombinatsordnungen normative Regelungen sind, wenn 
sie auch z. T. nicht als solche, sondern als „normative Ein­
zelentscheidungen“ u. ä. charakterisiert werden17. Sie wir­
ken wie Rechtsvorschriften, z. B. wie die Anordnungen der 
Fachminister, denen sie nahekommen, und sind innerhalb 
der vereinbarten Arbeitsaufgabe automatisch Inhalt der 
ArbeitsrechtBverhältnisse.18

Diese arbeitsrechtlichen Wirkungen ergeben sich nicht 
aus einem arbeitsrechtlichen Weisungsrecht des General­
direktors gegenüber allen Werktätigen in allen Kombinats­
betrieben. Ein solches Weisungsrecht existiert nicht, wie 
sich u. E. eindeutig aus § 25 Abs. 1 KombinatsVO ergibt. 
Es kann auch nicht aus § 8 KombinatsVO abgeleitet wer­
den.и Da das arbeitsrechtliche Weisungsrecht seinem 
Zweck und Inhalt nach stets nur im Rahmen des konkre­
ten Arbeitsrechtsverhältnisses bestehen kann (§§ 82, 83 
AGB), halten wir es auch für ausgeschlossen, künftig ein

umfassendes arbeitsrechtliches Weisungsrecht des General­
direktors zu regeln.20

Soweit sich aus den Kombinatsordnungen direkt Ar­
beitspflichten für bestimmte Mitarbeiter ergeben, die kei­
ner arbeitsrechtlichen Umsetzung bedürfen, werden sie 
nicht erst mit der Aufnahme in den Funktionsplan ver­
bindlich. In diesem kann und sollte jedoch auf die sich aus 
den Kombinatsordnungen ergebenden Arbeitspflichten 
hingewiesen bzw. auf diese verwiesen werden. Der Funk­
tionsplan legt aber in diesem Falle, im Unterschied zu 
seinem üblichen Inhalt, nicht konkrete Arbeitspflichten 
zur Erfüllung der vereinbarten Arbeitsaufgabe fest, son­
dern wiederholt normativ geregelte Pflichten. Daraus wird 
deutlich, daß auch dieses arbeitsrechtliche Leitungsinstru­
ment teils konstitutiven, teils deklaratorischen Inhalt hat. 1 11
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